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Beschluss
des Bundesrates

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und
des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 999/2001 mit
Vorschriften zur Verhütung, Kontrolle und Tilgung bestimmter
transmissibler spongiformer Enzephalopathien
KOM(2004) 775 endg.; Ratsdok. 15874/04

Der Bundesrat hat in seiner 808. Sitzung am 18. Februar 2005 gemäß §§ 3 und 5
EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen:

1. Zu Artikel 1 Nr. 3 (Artikel 6 Abs. 1)

In der Verordnung wird das in Artikel 6 Abs. 1 der Verordnung (EG)
Nr. 999/2001 bisher für BSE und Scrapie vorgesehene Überwachungssystem
auf andere TSE ausgedehnt. Damit wird die Möglichkeit geschaffen, ein Pro-
gramm zur Überwachung von TSE bei Hirschartigen aufzulegen. Der Bundesrat
hält es in diesem Zusammenhang für sinnvoll, die Durchführung des Über-
wachungsprogramms nicht von vornherein auf eine jährliche Durchführung
festzulegen. Dafür spricht, dass die bisher erfolgten freiwilligen Unter-
suchungsmaßnahmen bei Cerviden nach Kenntnisstand des Bundesrates kein
Gefahrenpotenzial gezeigt haben.

Weiter sollten die Überwachungsprogramme für Hirschartige auf zunächst fünf
Jahre beschränkt werden. Gemäß den dann vorliegenden wissenschaftlichen Er-
kenntnissen kann anschließend über die Durchführung des Überwachungspro-
gramms neu entschieden werden. Die entsprechenden Regelungen können
gemäß den wissenschaftlichen Erkenntnissen in den Anhängen (bzw. Durch-
führungsbestimmungen) erfolgen.
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Es ist sicherzustellen, dass die Finanzierung eines Überwachungsprogramms
durch die Kommission oder die Bundesregierung erfolgt. Dabei sind die
Gesamtkosten zu übernehmen, die neben den Kosten für die TSE-Untersuchung
(einschließlich Testkitkosten) auch die Kosten für die Probenahme und den
Probenversand enthalten.

Des Weiteren sollte darauf geachtet werden, dass die Überwachungsmaß-
nahmen zumindest nicht über die Empfehlungen des Scientific Steering Com-
mittees vom 6. bis 7. März 2003 ("Opinion on Chronic Wasting Disease and
tissues that might carry a risk for human and animal feed chains") hinausgehen.

2. Der Bundesrat stellt mit Besorgnis die Zunahme der BSE-Fälle bei Tieren in
anderen Mitgliedstaaten fest, die nach dem Verfütterungsverbot geboren wur-
den (sogenannte "BAB-Fälle" = born after the ban).

Vor diesem Hintergrund wird die Bundesregierung gebeten, sich mit Nachdruck
für ein dauerhaftes EU-weites Verbot der Verfütterung tierischer Fette (außer
Milchfett) an Wiederkäuer (Milchaustauscher für Kälber) einzusetzen, wie dies
in Deutschland bereits gültige Rechtslage ist.

Dem Bundesrat ist über die Fortschritte Bericht zu erstatten.


